
 

 

Wa-203-2009 
 

V E R O R D N U N G 
 
des Gemeinderates der Gemeinde Weibern vom 16. Dezember 2009, mit der eine Kanalgebüh-
renordnung (Neufassung) für die Gemeinde Weibern erlassen wird – in der Fassung vom 16. De-
zember 2021. 
 
Aufgrund des Interessentenbeiträgegesetzes 1958, LGBl. Nr. 28 und des § 15 (3) Zif. 4 des Fi-
nanzausgleichsgesetzes 2008, BGBl. Nr. I 103/2007, jeweils in der geltenden Fassung wird ver-
ordnet: 
 

§ 1 Anschlussgebühr 
Für den Anschluss von Grundstücken an das gemeindeeigene öffentliche Kanalnetz wird eine 
Kanalanschlussgebühr erhoben. Gebührenpflichtig sind die Eigentümer der angeschlossenen 
Grundstücke. 
 
 

§ 2 Ausmaß der Anschlussgebühr 
1. Die Kanalanschlussgebühr für jedes angeschlossene Grundstück besteht aus einer Grundge-

bühr und einer Gebühr nach der Größe der Verrechnungsfläche oder aus einer Mindestan-
schlussgebühr.  

 
2. Die Mindestanschlussgebühr beträgt für jedes angeschlossene Grundstück € 3.921,50. 

 
3. Die Kanalanschlussgebühr (Einmündungsgebühr) gilt bei einer Einmündungsstelle in den 

Hauptkanal. Sie besteht aus der Grundgebühr in Höhe von € 1.960,75 und der Gebühr nach 
Quadratmeter Verrechnungsfläche in Höhe von € 11,54 soweit im Folgenden nichts anderes 
geregelt ist. 

 
4. Als Verrechnungsfläche gilt unter Berücksichtigung der im folgenden festgelegten Abschläge 

die bebaute Fläche des Gebäudes, vervielfacht mit der Anzahl der Geschosse. Bei der Be-
rechnung ist auf die volle Quadratmeterzahl der einzelnen Geschosse abzurunden. Keller- 
und Dachgeschosse bzw. Dachräume werden nur in jenem Ausmaß berücksichtigt, als sie für  
Wohn-, Geschäftszwecke oder Betriebszwecke benützbar ausgebaut sind. Für die nachste-
hend angeführten Kategorien von Objekten werden hinsichtlich der Bemessungsfläche Ab-
schläge wie folgt festgesetzt: 

 
a) Für alle rein gewerblichen Zwecken dienenden Objekte, von denen keine anderen als 

Oberflächen- (Dach-)abwässer anfallen, 80 % Abschlag von der Verrechnungsfläche. 
 
b) Für reine Produktions- und Lagerstätten, von denen häusliche Abwässer anfallen,  

70 % Abschlag von der Verrechnungsfläche.  
 
c) Objekte, von denen keine Wässer in das Kanalnetz eingeleitet werden, bleiben bei der Er-

mittlung der Verrechnungsfläche unberücksichtigt.  
 
5. In allen Fällen, in denen für ein Grundstück mehr als eine Einmündungsstelle geschaffen wird, 

ist für jede weitere Einmündungsstelle in das gemeindeeigene öffentliche Kanalnetz ein Zu-
schlag im Ausmaß von 30 v. H. der Mindestanschlussgebühr gemäß § 2 Abs. 2 zu entrichten. 

 
6. Für die Möglichkeit, Dach- und Oberflächenwässer in die Misch- bzw. Reinwasserkanalisation 

einzuleiten, sind folgende Beträge zu entrichten: 
 

bei einer entsorgten Fläche bis zu 50 m² .................................   15 Prozent 
bei einer entsorgten Fläche von 51 bis 200 m² ........................   40 Prozent 
bei einer entsorgten Fläche von 201 bis 700 m².......................   70 Prozent 
bei einer entsorgten Fläche über 700 m² ................................. 100 Prozent 
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der unter Punkt 3. angeführten Grundgebühr. 

 
 
7. Bei nachträglicher Abänderung der angeschlossenen Grundstücke ist eine ergänzende Ka-

nalanschlussgebühr zu entrichten, die im Sinne der obigen Bestimmungen mit folgender 
Maßgabe errechnet wird. 

 
a) Wird auf ein Grundstück ein Gebäude errichtet, ist von der ermittelten Kanalanschlussge-

bühr eine vom Grundstückseigentümer oder dessen Vorgänger bereits entrichtete Ka-
nalanschlussgebühr nach § 2 (2) entsprechend dieser Gebührenordnung abzusetzen. 

 
b) Bei Änderung eines angeschlossenen Gebäudes durch Neu-, Auf-, Zu-, Ein- oder Umbau-

ten, Neubauten nach deren Abbruch sowie einer Änderung des Verwendungszweckes ist 
die Kanalanschlussgebühr in dem Umfang zu entrichten, als gegenüber dem bisherigen 
Zustand eine Vergrößerung der Berechnungsgrundlage gemäß Abs. 4 gegeben ist.  

 
c) Eine Rückzahlung bereits entrichteter Kanalanschlussgebühren aufgrund einer Neube-

rechnung nach diesem Absatz erfolgt nicht. 
 
 
8. Als Aufwandsersatz für die Zustimmung zur Indirekteinleitung von Abwasser gemäß Indirek-

teinleiterverordnung (BGBl. II Nr. 222 v. 10.07.1998 idgF.) ist eine Pauschalgebühr von Indi-
rekteinleitern 

a)  für den ersten Teilstrom ............................................. € 1.039,53 
b)  für jeden weiteren Teilstrom ....................................... €          643,50 

zu leisten. 

d) von Betrieben mit außergewöhnlich hohen Abwassermengen oder außergewöhnlichen Ab-
wasserinhaltsstoffen (Radioaktivität, Gentechnik udgl.) ist der tatsächliche Aufwand für die 
Erteilung der Zustimmungserklärung zu leisten. 

 
 

§ 3 Vorauszahlung auf die Kanalanschlussgebühr 
1. Die zum Anschluss an das gemeindeeigene öffentliche Kanalnetz verpflichteten Grundeigen-

tümer und Anrainer haben auf die von ihnen nach dieser Kanalgebührenordnung zu entrichten-
den Kanalanschlussgebühren Vorauszahlungen zu leisten. Die Vorauszahlung beträgt 80 v. H. 
jenes Betrages, der vom betreffenden Grundeigentümer oder Anrainer unter Zugrundelegung 
der Verhältnisse im Zeitpunkt der Vorschreibung der Vorauszahlung als Kanalanschlussgebühr 
zu entrichten wäre. 

 
2. Die Vorauszahlungen sind nach Baubeginn des gegenständlichen gemeindeeigenen öffentli-

chen Kanalnetzes bescheidmäßig vorzuschreiben. Die Vorauszahlungen sind zu den in diesem 
Bescheid festgesetzten Terminen, frühestens aber innerhalb eines Monates nach Zustellung 
dieses Bescheides fällig. 

 
3. Ergibt sich bei der Vorschreibung der Kanalanschlussgebühr, dass die von den betreffenden 

Grundstückseigentümern oder Anrainern bereits geleistete Vorauszahlung die vorzuschreiben-
de Kanalanschlussgebühr übersteigt, so hat die Gemeinde den Unterschiedsbetrag innerhalb 
von zwei Wochen ab der Vorschreibung der Kanalanschlussgebühr von Amts wegen zurückzu-
zahlen. 

 
4. Ändern sich nach Leistung der Vorauszahlung die Verhältnisse derart, dass die Pflicht zur Ent-

richtung einer Kanalanschlussgebühr voraussichtlich überhaupt nicht entstehen wird, so hat die 
Gemeinde die Vorauszahlung innerhalb von vier Wochen ab der maßgeblichen Änderung, spä-
testens aber innerhalb von vier Wochen ab Fertigstellung des gemeindeeigenen Kanalnetzes 
verzinst mit 4 v. H. pro Jahr ab Leistung der Vorauszahlung von Amts wegen zurückzuzahlen. 
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§ 4 Kanalbenützungsgebühr 
Die Eigentümer der angeschlossenen Grundstücke haben eine jährliche Kanalbenützungsgebühr 
zu entrichten. Diese setzt sich wie folgt zusammen: 
 
a) Für jedes angeschlossene Grundstück eine Pauschalgebühr in Höhe des 60fachen des Ku-

bikmeterpreises (§ 4 b). (€ 198,00) 
 
b) Je Kubikmeter Wasserverbrauch des vorhergegangenen Verrechnungsjahres eine Gebühr 

von € 3,30.                                              . 
 
c) Für Grundstücke, die an die Wasserversorgungsanlage nicht oder nur zum Teil angeschlos-

sen sind, wird die Kanalbenützungsgebühr nach dem mittels freiwillig eingebautem Wasser-
zähler ermittelten Wasserverbrauch des vorhergegangenen Verrechnungsjahres berechnet. 
Wird kein Wasserzähler eingebaut, bzw. liegt kein entsprechender Vergleichszeitraum z.B. 
bei Bezug eines Neubaues vor, wird ein pauschaler Wasserverbrauch von 50 m³ pro Einwoh-
ner und Jahr für die Berechnung herangezogen. 

 
d) Für Objekte, welche nicht dem ganzjährigen Wohnbedarf dienen (Wochenendhäuser) gilt die 

Regelung analog lit b) bzw. lit. c) 1. Satz. Wird der Wasserverbrauch nicht mittels Wasserzäh-
ler gemessen, wird ein pauschaler Wasserverbrauch von 100 m³ für die Berechnung heran-
gezogen. 

 
e) Für Gewerbe- und Industriebetriebe, welche an die Wasserversorgungsanlage nicht oder nur 

zum Teil angeschlossen sind, ist der Einbau eines Wasserzählers verpflichtend und wird die 
Kanalbenützungsgebühr nach dem tatsächlich ermittelten Wasserverbrauch des vorherge-
gangenen Verrechnungsjahres berechnet. 

 
f) Bei Landwirtschaftsbetrieben sind für die bewohnbaren Gebäudeteile die Bestimmungen ge-

mäß lit. a - c heranzuziehen. Für Wirtschaftsgebäude, von denen Abwässer in die öffentliche 
Kanalisation abgeleitet werden, ist ein Pauschalbetrag je Betrieb und Jahr in Höhe des 
25fachen des Kubikmeterpreises (§ 4 b) dann vorzuschreiben, wenn dieser Wasserverbrauch 
nicht mittels Wasserzähler ermittelt wird.  

 
g) Für die Gartenbewässerung sowie für die Befüllung von Schwimmbecken (unter der Voraus-

setzung, dass keine Ableitung in den öffentlichen Kanal erfolgt) verwendetes Wasser findet 
dann keine Berücksichtigung bei der Berechnung der Kanalbenützungsgebühr, wenn 
a) bei Entnahme aus der Wasserversorgungsanlage ein eigener Zähler für die Gartenleitung 

eingebaut wird 
b) bei Entnahme aus dem Hausbrunnen der Wasserzählereinbau so erfolgt, dass die gesam-

te in den Kanal gelangende Wassermenge gemessen wird. 
 
h) Für die Befüllung von Schwimmbecken wird, sofern die erforderliche Wassermenge nicht über 

einen entsprechenden Wasserzähler erfasst wird und die Ableitung in die Kanalisation erfolgt, 
das Nutzungsvolumen des Schwimmbeckens der jährlichen Berechnung der Kanalbenüt-
zungsgebühr zugeschlagen. 
 

 
i) Brauchwasseranlagen  

Wenn das Grundstück an die Wasserversorgungsanlage einer Wassergenossenschaft ange-
schlossen ist oder der Wasserverbrauch mittels Wasserzähler ermittelt wird, aber die WC-
Anlage(n) bzw. die Waschmaschine(n) über Brauchwasseranlagen versorgt wird (werden), er-
folgt die Ermittlung des Wasserverbrauches dieser Anlagen mittels eigens dafür einzubauen-
den Wasserzählers. Wird kein Wasserzähler für das Brauchwasser eingebaut, erfolgt eine 
Pauschalierung nach § 4 c. 

 
j) Wasserzähler 

Die freiwillig eingebauten Wasserzähler müssen geeicht und verplombt werden. Die Kosten 
für den Erwerb, den Einbau und die Wartung des Wasserzählers trägt der Liegenschaftsbe-
sitzer. Für die erforderliche Eichung des Wasserzählers (alle 5 Jahre) hat der Anschlusspflich-
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tige selbst zu sorgen. Sollte die Abwicklung nicht in Zusammenarbeit mit der Wassergenos-
senschaft Weibern erfolgen, ist der Gemeinde Weibern bis spätestens 2 Monate nach Ablauf 
der Fünfjahresfrist unaufgefordert ein Nachweis über die erfolgte Eichung vorzulegen. 

 
 

§ 5 Umsatzsteuer 
In sämtlichen Gebührensätzen dieser Gebührenordnung ist die Umsatzsteuer im gesetzlichen 
Ausmaß enthalten. 
 
 

§ 6 Entstehen des Abgabenanspruches und Fälligkeit 
1. Die Kanalanschlussgebühr entsteht mit dem Anschluss eines Grundstückes an das gemein-

deeigene öffentliche Kanalnetz; Geleistete Vorauszahlungen sind zu jenem Wert anzurech-
nen, der sich aus der Berücksichtigung der in den Quadratmetersatz eingeflossenen Preis-
steigerungskomponente gegenüber dem zum Zeitpunkt der Vorschreibung der Vorauszahlung 
kalkulierten Quadratmetersatz ergibt. Die Pauschalgebühr für die Zustimmung zur Indirektein-
leitung von Abwasser gemäß Indirekteinleiterverordnung entsteht mit der Erteilung der Zu-
stimmungserklärung. 

 
2. Die Verpflichtung zur Entrichtung einer ergänzenden Kanalanschlussgebühr nach § 2 (6) lit. a 

oder b dieser Kanalgebührenordnung entsteht mit der Fertigstellung der Rohbauarbeiten. 
 
3. Die Kanalbenützungsgebühr ist vierteljährlich, und zwar jeweils am 15. Mai (1. Quartal),  

15. August (2. Quartal), 15. November (3. Quartal) und 15. Februar (4. Quartal) eines jeden 
Jahres im Nachhinein zu entrichten. 

 
 

§ 7 Privatrechtliche Vereinbarungen 
Durch diese Gebührenordnung werden privatrechtliche Regelungen nicht ausgeschlossen. Solche 
sind insbesondere für abwasserintensive Betriebe und für befestigte Flächen, welche über Ab-
scheideranlagen in das öffentliche Kanalnetz eingeleitet werden zu treffen. 
 
 

§ 8 Inkrafttreten 
Die Rechtswirksamkeit dieser Kanalgebührenordnung beginnt mit dem auf den Ablauf der Kund-
machungsfrist folgenden Tag, frühestens jedoch mit 01. Jänner 2010.  
Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung treten sämtliche bisherigen Kanalgebührenordnungen der 
Gemeinde Weibern außer Kraft.  
 
 
 

- x - 
 


